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Erfahrungen aus Großbritannien, Norwegen 
und Deutschland

Status und Perspektiven
öffentlich-rechtlicher Online-
medien*

Von Hallvard Moe**

Die Idee, Rundfunk im öffentlichen Interesse zu or-
ganisieren, ist in Europa stark verwurzelt; der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk genießt in vielen Län-
dern einen privilegierten Rechtsstatus. Allerdings
gerät dieses System seit einigen Jahren von mindes-
tens drei Seiten aus unter Druck. Zum einen ver-
liert das Konzept einer national organisierten und
strukturierten Medienlandschaft zunehmend an Be-
deutung. Grenzen beginnen zu verschwimmen, in
der Inhalteproduktion, in den Eigentums- und Be-
sitzverhältnissen und auch in der Mediennutzung.
Auf der rechtlichen Ebene ist mit der Europäischen
Union als supranationalem Akteur eine wesent-
liche Herausforderung für die nationale Medienpo-
litik und -regulierung entstanden. Zweitens bekom-
men wirtschafts-, wettbewerbs- und verbraucher-
rechtliche Aspekte ein immer stärkeres Gewicht in
der Medienpolitik im Vergleich beispielsweise zu
kulturellen Zielsetzungen. Drittens stellen Digita-
lisierung und technische Konvergenz die medien-
politische und medienrechtliche Trennung des
Rundfunks von den anderen Medien zunehmend
infrage. 

Seit Mitte der 1990er Jahre, im Zuge des Aufkom-
mens digitaler Medien und des Internets, haben
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in Eu-
ropa ihr Angebotsspektrum über den traditionellen
Radio- und Fernsehbereich hinaus ausgeweitet. Ins-
besondere ihre Internetaktivitäten haben sich in
vielen Fällen von sehr bescheidenen Anfängen hin
zu vielfältigen Plattformen mit einer großen Band-
breite an Inhalten entwickelt. Ist mit dieser Expan-
sion des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in das
Internet hinein auch eine Neuausrichtung der Me-
dienpolitik verbunden, beobachten wir eine Trans-
formation des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in
ein weitgehend medien- oder plattformneutrales
Konzept öffentlich-rechtlicher Inhaltsangebote? Falls
ja, welche Fragen ergeben sich dabei für die Legiti-
mation eines öffentlich-rechtlichen Angebots über
den Rundfunkbereich hinaus? 

Obwohl der öffentlich-rechtliche Rundfunk interna-
tional auf einem weitgehend vergleichbaren Fun-
dus an Grundwerten und Normen beruht, erhält
die öffentlich-rechtliche Idee ihre eigene institutio-
nelle Ausprägung durch die jeweils herrschenden
politischen, ökonomischen, kulturellen und gesell-
schaftlichen Merkmale im nationalen Kontext. Vor
diesem Hintergrund beschreibt der vorliegende Ar-

tikel zunächst, was bei der Legitimation des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks über seinen Kernbereich
hinaus medienpolitisch auf dem Spiel steht. Daran
anschließend wird dargelegt, wie sich die öffent-
lich-rechtlichen Internetangebote in Großbritannien,
Norwegen und Deutschland seit Mitte der 1990er
Jahre entwickelt haben. Hier spielt auch die Wett-
bewerbspolitik der Europäischen Union eine Rolle.
Ausgehend von jeweils einem konkreten Fallbei-
spiel aus den drei untersuchten Ländern wird
gezeigt, wie die Durchsetzung der europäischen
Beihilferegeln das Gleichgewicht zwischen Wettbe-
werbsrecht und traditionellen medienpolitischen
Zielsetzungen berührt. Schließlich befasst sich der
Beitrag kritisch mit aktuellen Reformen der Regu-
lierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in
den drei ausgewählten Ländern, wobei besondere
Aufmerksamkeit der Frage gilt, ob und inwieweit
„Rundfunk“ als zentraler öffentlich-rechtlicher Leit-
begriff und Zweckbestimmung zur Disposition steht.

Legitimation öffentlich-rechtlicher Angebote 
über den Rundfunk hinaus – Herausforderung für die
Medienpolitik
Nur ein bestimmter Teil des Wellenspektrums eig-
net sich für die Verbreitung von Rundfunksignalen.
Hieraus ergab sich von Beginn an eine Knappheit
der Ressourcen für die Rundfunktätigkeit, nämlich
eine eingeschränkte Zahl verfügbarer Frequenzen
für die Verbreitung von Programmen. Das so ge-
nannte Knappheitsargument war daher eine der
Grundlagen der Rundfunkregulierung, insbesonde-
re für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Sein
Gewicht hat sich jedoch mit dem Aufkommen von
Satelliten- und Kabelverbreitung in den 1980er Jah-
ren verringert, es ist jedoch auch im Übergang zum
digitalen Zeitalter Bestandteil der Regulierung und
erklärt weiterhin bestimmte Unterschiede zwischen
nationalen Medienlandschaften. (1) Aus dem Knapp-
heitsargument – bzw. seiner Auflösung durch den
technologischen Fortschritt – leitet sich zu einem
gewissen Teil aber auch das gegenwärtig zu beob-
achtende Problem für die Medienpolitik ab, einen
angemessenen ordnungspolitischen Rahmen für die
Aktivitäten öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstal-
ten im digitalen Rundfunk und besonders im On-
linesektor zu finden. Auf der einen Seite erscheint
es zunehmend problematisch, den öffentlich-recht-
lichen Auftrag allein auf der Grundlage einer tech-
nischen Plattform – des Rundfunks – zu legitimie-
ren, wenn diese gleichzeitig nur noch einen Teil
(wenn auch ohne Zweifel den wichtigsten) der
elektronischen Verbreitungswege für audiovisuelle
Inhalte repräsentiert. Auf der anderen Seite drohen
Modelle, die sich von der zentralen Rolle des
Rundfunks entfernen, den bestehenden Konsens
über den öffentlich-rechtlichen Sektor infrage zu
stellen.

Bei näherer Betrachtung ist jedoch das Knapp-
heitsargument nicht das einzige, auf dem die Rund-
funkpolitik allgemein und speziell der öffentlich-
rechtliche Rundfunk aufgebaut sind. Aus wirtschafts-
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liberaler Sichtweise ist das Knappheitsargument
häufiger Ziel von Angriffen gewesen. In allen Märk-
ten, so die Argumentation, gebe es an bestimmten
Stellen eine Knappheit von Ressourcen. Außerdem
sei im (kommerziellen) Rundfunk eher eine Knapp-
heit an Werbeausgaben als an „Megahertz“ zu kon-
statieren. (2) Auch aus entgegengesetzter Perspekti-
ve wurde das Knappheitsargument hinterfragt. Der
kritische Sozialwissenschaftler Nicholas Garnham
verwies beispielsweise auf gesellschaftliche und
wirtschaftliche Begründungen für Rundfunkregu-
lierung als die weitaus wichtigeren als technische
Knappheitsaspekte. (3) Auch nach Julian McGougan
ist die Frequenzknappheit eher eine Entschuldigung
als eine echte Begründung für die Regulierung von
Rundfunkinhalten. (4) Wenn dies so ist, was ist
dann der „wahre Grund“ für die spezifische Regu-
lierung des Rundfunks?

Einen Hinweis liefert die Wirtschaftstheorie. In ih-
ren Grundmodellen geht sie sowohl von einem sou-
veränen Verbraucher aus als auch vom freien Markt
als der optimalen Organisationsweise für Produk-
tion, Handel und Konsumption von Gütern in der
Gesellschaft. Es gibt jedoch eine Art von Gütern,
die der freie Markt nur unter Schwierigkeiten oder
gar nicht hervorbringt. Diese sind die so genann-
ten meritorischen Güter. Die Konsumption oder
Nutzung dieser meritorischen Güter durch den Ver-
braucher wird als wichtig für die Gesellschaft an-
gesehen, ihre Bereitstellung liegt daher im öffent-
lichen Interesse. Der Erfinder des Begriffs der me-
ritorischen Güter, Richard A. Musgrave, argumen-
tierte, dass ihre Konsumption so wichtig sei, dass
sie auch aus öffentlichen Mitteln bereitgestellt wer-
den müssten, über das hinaus, was der Markt her-
vorbringe und die privaten Nutzer bezahlten. (5)
Ein wesentlicher Aspekt der meritorischen Güter ist
ihre moralische oder normative Begründung.

Radio und Fernsehen werden ebenfalls als me-
ritorische Güter angesehen. Auch die überzeugtes-
ten Anhänger der marktliberalen Schule erkennen
an, dass der Rundfunkmarkt bestimmte Inhalte nicht
oder nur in unzureichender Qualität und Menge
hervorbringt. Solche Programminhalte, wie zum
Beispiel Lokalnachrichten oder kulturelle (Minder-
heiten-)Programme, seien zwar gesellschaftlich wün-
schenswert, aber unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten nicht (in jedem Fall) profitabel. (6) Solche
Programminhalte dennoch für die Gesellschaft be-
reitzustellen, rechtfertigt daher die spezifische Re-
gulierung des Rundfunks in modernen demokrati-
schen Gesellschaften.

Hieraus leitet sich zugleich die eigentliche Begrün-
dung für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ab
und nicht in erster Linie aus dem technischen
Knappheitsargument. Trotz unterschiedlicher De-
tails in der Operationalisierung lassen sich länder-
übergreifend bestimmte Grundwerte in den Kon-
zepten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erken-
nen, unabhängig von spezifischen Verbreitungstech-

nologien. Georgina Born und Tony Prosser fanden
in ihrer vergleichenden Untersuchung aus dem Jahr
2001 einen „übergreifenden Konsens die normati-
ven Kernkriterien des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks betreffend“. (7) Sie komprimierten diese Kri-
terien in drei zentrale Aufgaben: a) die Teilhabe
des Bürgers am gesellschaftlichen, politischen und
kulturellen Leben fördern und entwickeln; b) den
Zugang für alle ermöglichen und c) die Qualität
der Dienste und Angebote sicherstellen. Hier wird
ganz offensichtlich ein technischer Aspekt (Univer-
salität) mit Überlegungen verbunden, die auf die
Hervorbringung meritorischer Güter hinzielen (Teil-
habe, Qualität).

Diese abstrakten Prinzipien bekommen ihre kon-
krete Form in jeweils unterschiedlichen politischen
und kulturellen Zusammenhängen. In Norwegen
wird zum Beispiel regelmäßig hervorgehoben, dass
es zum öffentlich-rechtlichen Auftrag gehöre, auch
unter den Bedingungen von Digitalisierung und
Globalisierung die eigene Sprache zu schützen. In
Großbritannien gehört unter anderem dazu, die ei-
genen, qualitativ hochstehenden Programminhalte
in andere Länder zu exportieren. In Deutschland
wurde argumentiert, ein funktionierender öffent-
lich-rechtlicher Rundfunk schaffe die Grundlage für
einen weniger stark regulierten privaten Rund-
funksektor. Ein solches Argument ist beispielswei-
se in kleinen Märkten wie dem norwegischen sel-
tener anzutreffen. Entscheidend ist, dass die Grund-
prinzipien, die hinter dem öffentlich-rechtlichen
Rundfunk stehen, nicht an den Grenzen des tradi-
tionellen, analogen Rundfunks Halt machen: Die
Aufgabe, für alle Bürger Qualitätsinhalte bereitzu-
stellen, ist für eine demokratische Gesellschaft im
Zeitalter der digitalen Medien genauso wichtig wie
zuvor. Um dies zu erreichen, kann die Gesellschaft
(über ihre Medienpolitik) nicht nur Radio und
Fernsehen, sondern grundsätzlich auch die Online-
medien einsetzen. 

Als ein möglicher Ansatz zur Grundlegung öffent-
lich-rechtlicher Tätigkeit im Onlinebereich bietet
sich die Tradition der „Allmende“ an. In den vorka-
pitalistischen, feudalen Gesellschaften war die All-
mende ein von allen Gemeindemitgliedern genutz-
tes Stück Land. Sie erfüllte eine wichtige Funktion,
weil sie insbesondere den ärmeren Gemeindemit-
gliedern Zugang zu lebensnotwenigen Ressourcen
ermöglichte. Diese gemeinsam genutzte „freie Zone“
war jedoch eine Ausnahme in dem sie umgeben-
den feudalen System. Wissenschaftler haben ver-
sucht, die existierenden öffentlichen Institutionen
in dem Konzept einer modern verstandenen All-
mende zu verorten. Steven Coleman schlägt vor,
neue Plattformen für den öffentlichen Diskurs zu
definieren. Er findet die Lösung vor allem in einer
„öffentlich finanzierten, unabhängig verwalteten
Online-Allmende“ (8), in der öffentlich-rechtliche Me-
dien wie die BBC eine „Schlüsselrolle“ überneh-
men. Auch Graham Murdock relokalisiert die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in einer „di-
gitalen Allmende“, das heißt einem vernetzten
Raum, der sich definiert durch freien und univer-
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sellen Zugang, Gegenseitigkeit und gemeinschaft-
liche Tätigkeit. (9) Dieser öffentliche Raum wird
von Murdock grundsätzlich als global in seiner
Reichweite begriffen, wobei der öffentlich-rechtliche
Rundfunk einen „zentralen Knotenpunkt“ in dem
Netzwerk darstelle. (10)

Das Konzept oder die Idee der Allmende kann
grundsätzlich nützlich sein für die Definition des
öffentlich-rechtlichen Auftrags über die Grenzen
des Rundfunks hinaus. Es hilft uns, diesen Auftrag
als umfassend und nicht zersplittert in individuelle,
isolierte Teile zu verstehen. Die „digitale Allmende“
kann der Ort für sehr unterschiedliche Arten der
Kommunikation sein – von dialogischen zu mas-
senkommunikativen Formen. Im hier diskutierten
Zusammenhang besteht allerdings ein Problem mit
dem Begriff der Allmende darin, wie auch Cole-
man und Murdock eingestehen, dass er weit mehr
als den Begriff des Programmauftrags, so wie er in
der traditionellen Medienpolitik verstanden wird,
umfasst. An der digitalen Allmende beteiligt sich
eine große Zahl unterschiedlichster Akteure, von
unorganisierten Gruppen und individuellen Aktivis-
ten über Organisationen der Zivilgesellschaft bis
zu staatlichen Institutionen wie Museen, Archiven
und Bibliotheken. Dies, so könnte eingewandt wer-
den, reduziert die Brauchbarkeit des Konzepts für
die Lösung ordnungspolitischer Probleme im Zu-
sammenhang mit öffentlich-rechtlichen Medien.
Das Modell der Allmende macht dennoch klar,
worum es vor allem geht: Inwieweit und auf wel-
che Weise sollte eine „freie Zone“ in oder neben
dem Markt existieren, nicht nur im Rundfunk, son-
dern auch im Onlinesektor? Auf welcher Grundla-
ge sollte dies geschehen? Aus dieser Perspektive
wird der eigentliche Kern der Debatte über die Le-
gitimation öffentlich-rechtlicher Angebote offenge-
legt. Vor diesem Hintergrund wird es auch mög-
lich, konkrete Entwicklungen und den gegenwär-
tigen Stand der Debatte in einzelnen Ländern kri-
tisch zu betrachten.

Die drei hier ausgewählten Fallbeispiele – Groß-
britannien, Norwegen und Deutschland – zeichnet
eine starke Tradition des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks aus, wofür bisher auch ein breiter poli-
tischer Konsens eine wesentliche Voraussetzung
war. Die Organisationsformen des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks sind jedoch verschieden, und die
Rundfunkmärkte haben sich sehr unterschiedlich
entwickelt. Wie im Folgenden deutlich werden
wird, repräsentieren Großbritannien, Norwegen und
Deutschland auch sehr unterschiedliche Tendenzen
in der Regulierung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks. Die Gegenüberstellung zweier großer und
eines relativ kleinen Medienmarktes und unter-
schiedlich großer Sprachräume fügt der Analyse
darüber hinaus einen weiteren interessanten As-
pekt hinzu, sowohl im Zusammenhang der finan-
ziellen und gesetzlichen Rahmenbedingungen für
die Rundfunkanstalten als auch für die Argumente
und Einschätzungen, die dahinterstehen. Die Haupt-
frage ist nun, wie und in welchem Umfang die ge-
meinsam getragenen zentralen Aufgaben des öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunks innerhalb dieser un-
terschiedlichen Kontexte auf neue Medienplattfor-
men übertragen werden. (11)

Der Umgang der nationalen Medienpolitik mit öffentlich-
rechtlichen Onlineangeboten
Die Ansätze zur Regulierung der Onlineangebote
öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten weisen in
den drei untersuchten Ländern auffällige Ähnlich-
keiten, aber auch interessante Unterschiede auf.
Bis zum Jahr 1995 hatten BBC, NRK sowie ARD
und ZDF bereits erste Schritte in das WorldWide-
Web getan. Bereits wenig später argumentierten Ver-
treter des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in allen
drei Ländern, dass ihr jeweiliger Programmauftrag
dynamisch zu verstehen sei und dass die Einbezie-
hung des Internets nicht nur möglich, sondern
sogar notwendig sei, um die stark zunehmende
Zahl der Internetnutzer zu erreichen. In Deutsch-
land wurden beispielsweise zu jener Zeit Stimmen
laut, die vom Internet als „dritter Säule“, neben
Radio und Fernsehen sprachen. (12) Dies wurde
auch von BBC und NRK in den späten 1990er Jah-
ren vertreten. In diesem Sinne waren die ersten
Aktivitäten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten in den drei Ländern noch sehr ähnlich.
Auch die Widerstände, mit denen sie vonseiten der
privaten Medien zu kämpfen hatten, waren ver-
gleichbar. 

Doch bereits kurz nach der Jahrtausendwende wa-
ren erhebliche Unterschiede zwischen den drei Län-
dern im Hinblick auf die Onlineangebote der öf-
fentlich-rechtlichen Anstalten und auf deren recht-
liche Rahmenbedingungen feststellbar. In Norwe-
gen enthielt das Rundfunkgesetz keine genauen
Angaben, welche Aktivitäten von NRK als „public
service“ zu definieren seien, doch es erlaubte der
Rundfunkanstalt Tätigkeiten „im Zusammenhang
mit“ öffentlich-rechtlichem Rundfunk. (13) NRK
selbst argumentierte von Beginn an, dass alle seine
über das Internet verbreiteten Inhalte auch als vom
öffentlich-rechtlichen Auftrag gedeckt anzusehen
seien. Im Frühjahr 2004 wurde diese Sichtweise
vom zuständigen Ministerium bestätigt, es be-
schrieb die Internetangebote als wichtigen Teil des
Informationsauftrags des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, auch wenn dies bis dahin in den entspre-
chenden Rechtsdokumenten noch nicht näher be-
stimmt worden war. (14) Die überarbeiteten Statu-
ten von NRK, die etwas später im gleichen Jahr
veröffentlicht wurden, legten fest, dass NRK „öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk“ über Radio, Fernse-
hen und „weitere Medienplattformen“ anzubieten
habe. (15) Insgesamt ist dennoch zu konstatieren,
dass in der Aufbauphase der Internetpräsenz von
NRK dessen rechtliche Basis weitgehend ungeklärt
blieb. Daher blieb NRK faktisch freie Hand bei der
Gestaltung seiner Internetaktivitäten. Ein besonde-
rer Aspekt dieser Entwicklung betrifft die Tatsache,
dass NRK in Radio und Fernsehen keine Werbung
enthalten darf, auf seiner Website jedoch Werbung
geschaltet wird.
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In Großbritannien verfolgte die BBC zur gleichen
Zeit eine recht ähnliche Strategie wie NRK, jedoch
auf einer erheblich festeren rechtlichen Basis. Von
Beginn an konzipiert als „öffentlich-rechtliches On-
lineangebot“, wurde bbc.co.uk 1997 gestartet, zu-
nächst als auf ein Jahr angelegtes Pilotprojekt, das
dann aber im folgenden Jahr als festes Inhaltsange-
bot etabliert wurde. (16) Die von der britischen Re-
gierung 1998 erteilte Genehmigung bezog sich
ausdrücklich auf den Betrieb einer gebührenfinan-
zierten Onlineplattform. (17) Die bis zum Jahr 2007
gültige Royal Charter der BBC besagte, dass es zu
den Aufgaben des Unternehmens gehöre, „öffent-
lich-rechtliche Dienste zu verbreiten, ob als Rund-
funk oder als sonstiges Programmangebot“. (18) Im
Jahr 2001 veröffentlichte das zuständige Ministe-
rium für Kultur, Medien und Sport (DCMS) Richt-
linien für die Beurteilung von Vorschlägen über
neue Programmangebote der BBC. Unter Bezug auf
den oben zitierten Paragraphen der Royal Charter
führte das Ministerium aus, dass hierunter auch
von der BBC angebotene „gebührenfinanzierte On-
linedienste“ zu verstehen seien. (19) In einem Grün-
buch der Regierung aus dem Jahr 2005 wurde
schließlich im Zusammenhang mit neuen Plattfor-
men von einem „dritten Arm des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks“ der BBC gesprochen. (20) 

Die Entwicklung in Deutschland verlief dagegen
deutlich anders: Hier wurden die aufsprießenden
Onlinetätigkeiten in den existierenden Rechtsrah-
men eingefügt, der aus der vordigitalen Zeit stamm-
te. Bereits im Jahr 1991 hatte das Bundesverfas-
sungsgericht eine Entscheidung getroffen, die es den
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten erlaubte,
auch Druckerzeugnisse – typischerweise Programm-
zeitschriften – zu veröffentlichen. Die Verlagstätig-
keit sollte aber kein Selbstzweck sein, sondern die
Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Programmauf-
trags unterstützen. (21) In ähnlicher Weise wurden
im Jahr 2000 erstmals auch die Onlineaktivitäten
von ARD und ZDF in einem Rundfunkstaatsver-
trag geregelt. (22) Sie sollten „programmbegleitend“
sein, das heißt auf eine Ergänzung der bestehen-
den Angebote in Hörfunk und Fernsehen begrenzt
bleiben. Werbung und Sponsoring wurde auf den
Webseiten von ARD und ZDF untersagt. In der
noch bis Ende Mai 2009 gültigen Version des ARD-
Staatsvertrages lautet der entsprechende Passus in
§ 4 Absatz 3: „Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten können gemeinsam
programmbegleitend Telemedien mit programmbe-
zogenem Inhalt anbieten.“ (23) 

Diese inhaltliche Begrenzung wurde noch verschärft,
indem Grenzen für den finanziellen Aufwand ge-
zogen wurden, den ARD und ZDF für ihre Online-
aktivitäten betreiben durften. Beispielsweise durf-
te die ARD zwischen 1998 und 2001 jährlich nur
13 Mio Euro für ihre Internetaktivitäten aufwen-
den. Vom Jahr 2004 an verpflichteten sich ARD und
ZDF selbst, ihre Onlineausgaben auf 0,75 Prozent

der jährlichen Gesamtausgaben zu begrenzen. (24)
Im Vergleich dazu gab die BBC alleine für ihre
Nachrichtenwebsite im Jahr 2004 rund 23 Mio Euro
aus. (25) 

Ein weiteres Beispiel für den restriktiven Um-
gang mit den öffentlich-rechtlichen Onlineangebo-
ten in Deutschland ist das Schicksal des Begriffs
vom Internet als der „dritten Säule“ im Gesamtan-
gebot des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Diese
Vision wurde in Deutschland und Großbritannien
in ähnlicher Weise in die Debatte eingebracht. In
Deutschland wurde sie allerdings relativ schnell
von den Rundfunkanstalten zurückgezogen, in
Großbritannien dagegen innerhalb kurzer Zeit auch
in die Konzepte und den Sprachgebrauch der zu-
ständigen nationalen Instanzen übernommen. Die
deutschen Rundfunkanstalten unterlagen damit
von einem relativ frühen Zeitpunkt an einem rela-
tiv strikten Ordnungsrahmen bezüglich ihrer On-
lineaktivitäten, was sich auch in der Breite und
Tiefe ihrer Internetangebote bemerkbar machte.
Von den drei untersuchten Ländern ist Deutsch-
land dasjenige, in dem die Argumente des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks bislang am wenigsten
Resonanz im Regulierungsrahmen gefunden haben.

Die Bedeutung des nationalen politischen Systems
Die starke und unabhängige Position der BBC hat
ihre Wurzeln in einem breiten politischen Konsens.
Dieser Konsens umfasst auch die Weiterentwick-
lung und Expansion der BBC in neue Bereiche. So-
wohl konservative als auch Labour-Regierungen ha-
ben die BBC darin bestärkt, ein global agierendes
Multimediaunternehmen zu werden. Dies schloss
automatisch auch die Ambitionen der BBC im In-
ternet ein. Das politische System in Großbritan-
nien erlaubt es der jeweiligen Regierung darüber
hinaus, neue legislative Initiativen oder politische
Projekte zügig umzusetzen. (26) Dies ist eine Er-
klärung, warum die Internetangebote der BBC rela-
tiv bald nach ihrem Start einen gesicherten recht-
lichen Status erhielten.

Auch NRK in Norwegen kann auf einen breiten
politischen Konsens bauen, der die Überzeugung
umfasst, dass auch in Zukunft ein starker nicht-
kommerzieller Rundfunkanbieter erforderlich sein
wird. In diesem kleinen Markt mit seiner begrenz-
ten Sprachregion hält man staatliche Unterstüt-
zung für starke nationale Anbieter für erforderlich,
da der Markt allein für eine Vielfalt kommerzieller
Angebote nicht sorgen kann. Dieses Argument hat
bereits bei der norwegischen Politik zur Einführung
von digitalem Rundfunk eine große Rolle gespielt
und ist auch relevant für das vorliegende Thema.

Im Gegensatz zum britischen System ist in Nor-
wegen die Verteilung der Macht auf mehrere Insti-
tutionen und die Repräsentanz von Minderheiten
im Parlament ein wesentliches Merkmal des poli-
tischen Systems. Hierdurch wird der Zugang von
Partikularinteressen zum politischen Prozess er-
leichtert. (27) Bis zu einem gewissen Grad erklärt
sich damit auch der langsame und wenig systema-
tische Regulierungsprozess in Bezug auf Rundfunk
und Internet. Auf der anderen Seite lässt sich der
Ansatz von NRK durchaus mit dem der BBC ver-
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gleichen, was die Argumentation und die Breite
des Angebots im Internet anbelangt. Die Ambitio-
nen des NRK sind durchaus bemerkenswert ange-
sichts der Tatsache, dass der norwegische Markt
nicht einmal ein Zehntel des britischen ausmacht.

Im internationalen Vergleich hat die deutsche Me-
dienpolitik dem privaten Mediensektor bisher rela-
tiv große Freiräume geschaffen. (28) Das Verhältnis
zwischen öffentlich-rechtlichen und privaten An-
bietern war erheblich weniger durch eine Bevorzu-
gung der ersteren gekennzeichnet als beispielswei-
se in Norwegen. Die spezifische Regulierung für
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutsch-
land wird auch als ein „zivilgesellschaftliches“ Mo-
dell beschrieben: Über den engeren Bereich des
(partei-)politischen Systems hinaus ist eine größere
Zahl gesellschaftlicher Gruppen an der Aufsicht über
den Rundfunk beteiligt. (29) Diese gesellschaftliche
Kontrolle bedeutet aber zugleich, dass jede Landes-
rundfunkanstalt der ARD mit anderen politischen
Konstellationen umzugehen hat. Im vorliegenden
Fall der Onlineaktivitäten des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks haben ARD und ZDF bislang nicht die
gleiche starke Unterstützung ihrer Regierungen er-
halten wie die Rundfunkanstalten in den anderen
beiden untersuchten Ländern.

Deutlich wird im internationalen Vergleich auch,
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutsch-
land zurückhaltender mit dem Erkunden der Gren-
zen des öffentlich-rechtlichen Programmauftrags
gewesen ist. Im Fernsehbereich sind ARD und ZDF,
abgesehen von einem zeitlich eingeschränkten Fens-
ter für Werbung, weniger expansiv in Bezug auf
ihre kommerziellen Aktivitäten als viele vergleich-
bare Organisationen in anderen westeuropäischen
Ländern. (30) Die in den zurückliegenden Jahren
von ARD und ZDF gegründeten Spartenkanäle be-
wegen sich thematisch im sicheren Bereich des öf-
fentlich-rechtlichen Programmauftrags. Auch die On-
lineangebote, die ARD und ZDF etwa seit dem Jahr
2000 ausgebaut haben, weisen im Großen und
Ganzen ähnliche Charakteristika auf.

Ein wesentliches Merkmal der deutschen Rundfunk-
entwicklung ist die Rolle des Bundesverfassungs-
gerichts. Dessen Entscheidungen zu verschiedenen
wichtigen Rundfunkfragen haben in den vergange-
nen Jahrzehnten wegweisende Bedeutung gehabt.
Das oben bereits erwähnte Rundfunkurteil von
1991 ist nur ein Beispiel dafür, wie das höchste Ge-
richt in Deutschland die Funktionen des Rund-
funks für die demokratische Gesellschaft und die
Meinungsbildung hervorhebt. Dies bedeutet auf der
anderen Seite auch, dass ARD und ZDF in erster
Linie als traditionelle Rundfunkveranstalter gese-
hen werden und weniger als Unternehmen, die in
neue Bereiche expandieren.

Zusammengefasst heißt dies, der unterschied-
liche politisch-kulturelle Hintergrund der jeweiligen
Länder bildet die Basis für die Regulierung der
Onlineaktivitäten des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks. Die Entwicklung dieser Aktivitäten kann oh-
ne einen genauen Blick auf die vordigitale Ära der
Medienpolitik mit ihrem jeweils spezifischen Kon-

text nicht verstanden werden. Genau in der Phase,
als die Internetangebote zu reifen begannen, kam
allerdings ein weiterer Faktor mit erheblichen Aus-
wirkungen auf die nationalen Regelungen ins Spiel:
die Europäische Kommission als übernationaler Ak-
teur der Medienpolitik.

Der Einfluss der europäischen Medienpolitik (31)
Aus Sicht der Europäischen Kommission stellen öf-
fentliche Mittel eine Beihilfe dar, wenn diese den
Wettbewerb dadurch gefährden, dass bestimmte Ak-
teure bevorzugt werden und der freie Warenver-
kehr zwischen den Mitgliedsstaaten betroffen ist.
Eine solche staatliche Beihilfe ist illegal. (32) Es
gibt allerdings einige Ausnahmen. Im vorliegenden
Fall betrifft dies die so genannten Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse. Dies
sind Dienstleistungen, zu denen alle Mitglieder der
Gesellschaft in gleicher Weise Zugang haben soll-
ten und die daher langfristig als gesellschaftlich be-
sonders wichtig angesehen werden. Wie oben be-
reits angesprochen, werden diese Güter in der Ter-
minologie der Wirtschaftswissenschaften auch als
meritorische Güter bezeichnet. Als typische Bei-
spiele können etwa das Gesundheitswesen, Biblio-
theken oder auch Energie und Transport genannt
werden. Auch der öffentlich-rechtliche Rundfunk
wird gemeinhin in diese Kategorie eingeordnet.
Dieser Status hat es bisher der Europäischen Kom-
mission erlaubt, die Finanzierung aus Rundfunkge-
bühren zu akzeptieren, obwohl sie sie grundsätz-
lich als staatliche Beihilfe einordnet. Der öffentlich-
rechtliche Rundfunk selbst wendet sich allerdings
entschieden gegen die Kategorisierung der Rund-
funkgebühr als staatliche Beihilfe, diese Frage ist
nach wie vor heftig umstritten.

Das Protokoll zum EU-Vertrag von Amsterdam aus
dem Jahr 1997 legte die grundsätzliche Position
der Europäischen Union zum öffentlich-rechtlichen
Rundfunk dar. Hier wurde bestätigt, dass „der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk in den Mitgliedsstaa-
ten unmittelbar mit den demokratischen, sozialen
und kulturellen Bedürfnissen jeder Gesellschaft
sowie mit dem Erfordernis verknüpft ist, den Plu-
ralismus in den Medien zu wahren“. (33) Weiter
wurde festgelegt, jedem Mitgliedsstaat stehe frei,
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk so zu definie-
ren, zu organisieren und zu finanzieren, wie er es
für richtig hält, solange dies „die Handels- und Wett-
bewerbsbedingungen in der Gemeinschaft nicht in
einem Ausmaß beeinträchtigt, das dem gemeinsa-
men Interesse zuwiderläuft“. (34) Trotz dieser Klar-
stellung verblieben allerdings Unsicherheiten. Offe-
ne Fragen betreffen beispielsweise die Bandbreite
der Aktivitäten des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks sowie deren Trennung von rein kommerziel-
len Aktivitäten.

Im Jahr 2001 veröffentlichte die Europäische Kom-
mission eine Mitteilung, mit der sie diese Unklar-
heiten aus der Welt schaffen wollte. (35) Es wurde
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den Mitgliedsstaaten das Recht zugesprochen, dem
öffentlich-rechtlichen Rundfunk einen „weiten“ Pro-
grammauftrag zu geben, auch damit dieser in der
Lage sei, mit seinen Programmen ein größeres
Publikum anzusprechen. Darüber hinaus sollte der
öffentlich-rechtliche Auftrag auch Dienste umfas-
sen können, die „keine Programme im traditionel-
len Sinne“ sind, beispielsweise „Online-Informations-
dienste“. (36) In einem solchen Fall sollten diese
Dienstleistungen denselben demokratischen, sozia-
len und kulturellen Bedürfnissen der Gesellschaft
dienen wie die entsprechenden Radio- und Fern-
sehprogramme. Die Kommission beschrieb ihre ei-
gene Rolle in diesem Zusammenhang als die einer
kontrollierenden Instanz zur Sanktion offensicht-
licher Verstöße.

Ohne Zweifel wurde hiermit Freiraum sowohl für
nationale Eigenheiten als auch für die Erweiterung
des öffentlich-rechtlichen Auftrags über den Rund-
funk in die Onlinewelt hinein eröffnet. Es ist daher
nicht zutreffend, wenn behauptet wird, die Eu-
ropäische Union führe einen einseitigen Kampf
gegen nationale Kultur- und Medienpolitik. (37)
Die Europäische Kommission hat sich in der Ver-
gangenheit nicht grundsätzlich kritisch dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk gegenüber gezeigt. Al-
lerdings stellt sich die Frage, wie sich die EU-Wett-
bewerbspolitik konkret auf die Onlineangebote des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks auswirkt. Wird die
„freie Zone“, die dem öffentlich-rechtlichen Rund-
funk durch das Amsterdamer Protokoll von 1997
sowie die Mitteilung der Europäischen Kommission
von 2001 gewährt worden war, ausgeweitet oder
ist sie in Gefahr eingeschränkt zu werden? Dies
soll im Folgenden anhand einiger jüngerer Fälle
von Beschwerden gegen den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk diskutiert werden.

Fallbeispiel: „Digital Curriculum“ der BBC
Im Frühjahr des Jahres 2002 beantragte die BBC
beim britischen Ministerium für Kultur, Medien
und Sport die Zulassung eines aus Gebühren zu fi-
nanzierenden Internetangebots. Im „Digital Curri-
culum“ sollte interaktives Lernmaterial zur Unter-
stützung des Schulunterrichts online verfügbar ge-
macht werden. Damit beabsichtigte die BBC, ihre
qualitativ hochwertigen Bildungsprogramme, die
sie seit den 1920er Jahren anbietet, im Internet zu
ergänzen. (38) Im Januar des folgenden Jahres gab
die britische Regierung diesem Projekt ihre Zu-
stimmung, gleichzeitig der Hoffnung Ausdruck ge-
bend, dass dieses Projekt „die Vielfalt Großbritan-
niens stimulieren, unterstützen und reflektieren“
würde. (39) Nur einen Monat später reichte Re-
search Machines plc, ein kommerzieller Anbieter
von Online-Bildungsdiensten, eine Beschwerde bei
der Europäischen Kommission ein, in der das Un-
ternehmen darlegte, dass durch das BBC-Projekt
die Beihilferegeln der Europäischen Union verletzt
würden. Das Vorhaben der BBC definiere nicht
klar genug, was das „Digital Curriculum“ künftig
umfassen solle und in welchem Zeitrahmen es an-

geboten würde. (40) Der Beschwerdeführer fürchte-
te negative Konsequenzen des neuen Angebots für
den privaten Sektor.

Die Europäische Kommission gab der Beschwerde
Recht und entschied, dass die geplante Gebühren-
finanzierung des Projekts eine staatliche Beihilfe
darstelle. (41) Aber handelte es sich um einen Dienst
ähnlich den bereits existierenden Angeboten der
BBC oder um etwas gänzlich Neues? BBC und bri-
tische Regierung wiesen auf die lange Tradition
der BBC-Bildungsprogramme hin und argumen-
tierten, das „Digital Curriculum“ stelle lediglich ein
weiteres Angebot innerhalb der „Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ der
BBC dar, genauso wie das bestehende Programm-
angebot. Die Europäische Kommission akzeptierte
diese Begründung nicht. Sie vertrat die Auffassung,
dass ein Online-Bildungsangebot nur solange den
gleichen Status genieße, wie es „in engem Zusam-
menhang mit den Fernseh- und Radioaktivitäten
der BBC“ stehe. (42) Die Kommission sah die Ver-
bindung zwischen „Digital Curriculum“ und den
Rundfunkaktivitäten jedoch als zu offen an und
beschrieb das geplante Angebot als eine „Abwei-
chung“ von den Märkten, in denen die BBC bisher
tätig war. (43) In Folge dessen könne das geplan-
te Angebot nicht Teil des öffentlich-rechtlichen Auf-
trags sein. Stattdessen akzeptierte die Europäische
Kommission das Projekt als unabhängige neue
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse, für die staatliche Beihilfe zulässig sei. 

Erst zwei Jahre später, im Januar 2006, startete
das Angebot unter dem Namen „BBC jam“. Die
BBC gab an, in einem „kontinuierlichem Dialog“
mit dem privaten Sektor zu stehen, damit sicherge-
stellt würde, dass „BBC jam“ das bestehende kom-
merzielle Bildungsangebot ergänzt. (44) Es blieb je-
doch bei der Ablehnung durch die privaten Kon-
kurrenten. Weitere Beschwerden wurden an die
Europäische Kommission adressiert, in denen vor-
gebracht wurde, die BBC habe sich nicht an die
ursprünglichen Bedingungen gehalten. Die Kom-
mission bestand daraufhin auf einer neuen Unter-
suchung. Überraschend wurde dann das ganze Pro-
jekt von dem damals neu gegründeten BBC Trust
im März 2007 gestoppt und das BBC Management
aufgefordert, neue Ideen vorzulegen. (45) Zu die-
sem Zeitpunkt waren erst 10 Prozent des geplan-
ten Dienstes gestartet worden. Die Schließung des
Angebots betraf rund 170 000 angemeldete Nutzer,
rund 200 Angestellte und 25 kommerzielle Inhalte-
zulieferer, von denen einige Wiedergutmachung
von der BBC wegen gebrochener Vertragsverpflich-
tungen verlangten. (46) Eine weitere Konsequenz
dieser Affäre war eine neue komplizierte Runde
von Verhandlungen über die Implikationen der EU-
Wettbewerbsregeln für Bildungsangebote der BBC
über den traditionellen Radio- und Fernsehsektor
hinaus.

Fallbeispiel: Beschwerden gegen ARD und ZDF
Im April 2003 reichte der Lobbyverband der priva-
ten elektronischen Medien in Deutschland, VPRT,
eine Beschwerde gegen ARD und ZDF bei der Eu-
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ropäischen Kommission in Brüssel ein. Kritisiert
wurden vor allem eine mangelnde Transparenz
von gebührenfinanzierten und kommerziellen Ak-
tivitäten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten sowie eine angebliche Quersubventionierung
von E-Commerce-Angeboten durch Gebühren. Nach
Auffassung des VPRT hätten ARD und ZDF mit
ihren Internetaktivitäten die im Rundfunkstaats-
vertrag festgelegten Grenzen längst überschritten.
(47)

In ihrer Reaktion auf diese Beschwerde attackierte
die Europäische Kommission die Onlineaktivitäten
von ARD und ZDF. (48) Wiederum war das Haupt-
kriterium der Kritik die Anwesenheit kommerziel-
ler Wettbewerber in dem Sektor. Sobald ein ähn-
licher kommerzieller Dienst bereits im Markt an-
geboten werde, so die Argumentation der Kommis-
sion, habe das Angebot des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks zurückzustehen. Ein weiterer entschei-
dender Punkt war die Verknüpfung mit dem tradi-
tionellen Fernsehen und Radio. Die Europäische
Kommission bezweifelte beispielsweise, dass alle
angebotenen Onlinespiele und Chat-Rooms unter
den öffentlich-rechtlichen Programmauftrag fielen.
Chat-Rooms, die in enger Verbindung zu einem
Rundfunkprogramm stünden, seien eventuell genau-
so zu akzeptieren wie pädagogische Spiele. Doch
nicht jeder Chat-Room zu einem sozial relevanten
Thema sei automatisch auch als Komponente des
öffentlich-rechtlichen Auftrags akzeptabel. Verschie-
dene Beispiele wurden in diesem Zusammenhang
diskutiert. Darunter auch die „Liebesalarm“-Commu-
nity, ein Onlineforum des WDR, in dem der rund-
funkspezifische Beitrag zum Prozess der Meinungs-
bildung nach Auffassung der Kommission nicht er-
kennbar sei. (49) In ihrer vorläufigen Schlussfolge-
rung stellte die Kommission fest, dass der deutsche
Rechtsrahmen für die Onlineaktivitäten von ARD
und ZDF nicht ausreichend konkret sei.

Auf die Gestaltungsfreiheit der Mitgliedsstaaten in
diesem Bereich hinweisend, stellte sich die ARD
daraufhin massiv gegen die Position der Kommis-
sion und unterstrich, dass die bestehende Regulie-
rung den Onlineauftrag von ARD und ZDF bereits
eindeutig definiere. (50) Was den speziellen Fall der
„Liebesalarm“-Community anbetraf, präsentierte die
ARD eine dreigeteilte Argumentation: Erstens un-
terscheide sich die besagte Community von kom-
merziellen Angeboten durch eine strengere Kon-
trolle. Zweitens sei dieses Angebot ein notweniger
Schritt, um jüngere Leute an das Programm zu
binden. Drittens würde das Angebot keine Kunden
von den privaten Konkurrenten abziehen, da die
„Liebesalarm“-Community anders ausgerichtet sei.
(51)

Die deutsche Bundesregierung – in diesem Fall für
die Bundesländer sprechend – widersprach eben-
falls der Position der Europäischen Kommission:
Die kritisierten Onlinedienste seien teilweise Expe-
rimente mit neuen Medien, teilweise würden sie
interaktive Ergänzungen zu Rundfunkinhalten schaf-
fen. Onlinespiele, die von ARD und ZDF angeboten

würden, würden sich sowohl durch ihre Qualität
und Zielgruppe abheben als auch durch ihre Ver-
bindung mit Radio- und Fernsehsendungen. (52)

Rundfunkanstalten und deutsche Regierung trugen
allerdings auch eine grundlegende Argumentation
vor. Das Internet sei demnach ein zentrales Infor-
mations- und Kommunikationsinstrument. Außer-
dem sei es in Zeiten konvergierender Technologie
für die einzelnen Nutzer irrelevant, ob der jewei-
lige Inhalt über traditionelle Rundfunksignale oder
über das Internet verbreitet würde. Das Verständ-
nis von Rundfunk sei immer schon dynamisch ge-
wesen, vom Mittelwellenradio der 1920er Jahre bis
zum durch Satellit und Kabel ermöglichten Multi-
kanalfernsehen der 1990er Jahre. In diesem Kon-
text handele es sich bei Online nicht um einen
neuen Inhalt, es repräsentiere hauptsächlich die
Evolution bei den Kommunikationsplattformen. Die
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutsch-
land durch das Bundesverfassungsgericht zugestan-
dene „Entwicklungsgarantie“ bedeute auch, dass den
Rundfunkanstalten die Teilnahme an diesen Verän-
derungen ermöglicht werden müsse. (53)

Im April 2007 wurde die Untersuchung der Euro-
päischen Kommission in dieser Angelegenheit offi-
ziell abgeschlossen. In einer Vereinbarung mit der
Kommission erklärte sich Deutschland zu einer
ganzen Reihe von Zugeständnissen bereit. (54) Bis
Ende des Jahres 2008, nach langwierigen Verhand-
lungen zwischen den Bundesländern, wurde der
mit der Kommission erzielte Kompromiss im Rah-
men eines neuen Rundfunkstaatsvertrages umge-
setzt. Dieser, der Zwölfte Rundfunkänderungsstaats-
vertrag, tritt Anfang Juni 2009 in Kraft. Die neuen
Regeln enthalten wesentliche Änderungen für das
öffentlich-rechtliche Onlineangebot. Zunächst ein-
mal müssen diese grundsätzlich „journalistisch-re-
daktionell veranlasst und journalistisch-redaktionell
gestaltet“ sein. (55) Ebenso wie Werbung und Spon-
soring ist auch „flächendeckende lokale Berichter-
stattung“ für die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten im Internet nicht erlaubt. (56) Das Glei-
che gilt generell für „presseähnliche“ Angebote so-
wie für eine Liste von 17 Kategorien verschiedener
Onlineaktivitäten, die von Onlinespielen über Foto-
downloads und Chat-Rooms bis hin zur Reisepla-
nung reichen. (57) Während Sendungen und sen-
dungsbezogene Telemedien bis zu sieben Tage direkt
vom Gesetzgeber beauftragt sind (bestimmte Sport-
ereignisse bis zu 24 Stunden), ist für die Bereit-
stellung von Sendungen und sendungsbezogenen
Telemedien über sieben Tage hinaus sowie für
nichtsendungsbezogene Telemedien ein so genann-
ter Dreistufentest durchzuführen. In diesem wird ge-
prüft, inwieweit das Angebot den demokratischen,
sozialen und kulturellen Bedürfnissen der Gesell-
schaft entspricht, inwieweit es zum publizistischen
Wettbewerb beiträgt und welcher finanzielle Auf-
wand erforderlich ist. (58)
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Zusammengenommen bedeuten diese Regelungen
eine deutliche Einschränkung der Bewegungsfreiheit
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Bezug auf
seine Onlineaktivitäten. Außerdem wird mit dem
„Dreistufentest“ ein komplexes und kostenträchti-
ges Verfahren für die Prüfung dieser Onlineaktivi-
täten eingeführt. In der Konsequenz ergibt sich für
Deutschland eine Verengung des im Vergleich zu
den anderen Ländern bereits restriktiveren Ord-
nungsrahmens für die Onlineaktivitäten der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten.

Das norwegische Fallbeispiel
Im April 2003 reichte der norwegische Privatsender
TV2 eine Beschwerde gegen die öffentlich-recht-
liche Rundfunkanstalt NRK bei der EFTA Surveil-
lance Authority (ESA) wegen einer angeblichen
Quersubventionierung der Teletext- und Internet-
angebote von NRK ein. Im Bereich staatlicher Bei-
hilfen entsprechen die Kompetenzen von ESA
denen der Europäischen Kommission in der EU. (59)
Nach Auffassung von TV2 gab die Erlaubnis für
NRK, Onlinewerbung anbieten zu dürfen, dem öf-
fentlich-rechtlichen Anbieter einen unfairen Wett-
bewerbsvorteil. Im Verlauf des Jahres 2004 erwei-
terte ESA seine Untersuchung dieses Falls auf das
gesamte Finanzierungsmodell für NRK sowie die
Definition seines Auftrags. (60) Dabei traten einige
problematische Punkte auf, von denen im Folgen-
den vor allem die auf Onlineangebote bezogenen
diskutiert werden sollen.

Besonders kritisch wurde von ESA die bis dahin
relativ generöse Behandlung der Onlineaktivitäten
von NRK durch die norwegische Medienpolitik ge-
sehen. In einer vorläufigen Schlussfolgerung lehnte
ESA diesen Ansatz der norwegischen Regierung
generell ab. (61) ESA unterzog außerdem einzelne
Teile des Onlineangebots von NRK einer bewerten-
den Analyse, wobei die übergreifende Zielsetzung
von NRK, den demokratischen, sozialen und kultu-
rellen Bedürfnissen der Gesellschaft zu dienen, im
Mittelpunkt stand. Wie im deutschen Fall wurden
Chat-Rooms und Onlinespiele als problematisch
eingestuft. Es wurde die Frage aufgeworfen, ob diese
Angebote tatsächlich zu den Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse zu zählen
und damit auch über die Rundfunkgebühren finan-
zierbar seien. In seiner Antwort auf diese Frage
bezog sich ESA auf dieselben Kriterien, die die Eu-
ropäische Kommission im deutschen Fall vorge-
bracht hatte: „Die Verbindung mit traditionellen
Programmen, die gesellschaftlichen Bedürfnisse im
Gegensatz zu individueller Nachfrage sowie ange-
messene Angebote ähnlicher Dienste durch andere
Anbieter sind Faktoren, die für eine solche Grenz-
ziehung relevant sein könnten“. (62) Als problema-
tisches Beispiel erwähnte ESA unter anderem den
Chat-Room „Open Forum“, in dem „unabhängig von
NRK-Programmen oder -kanälen“ zu öffentlichen
Debatten eingeladen wurde. (63)

Auf die Kritik von ESA reagierte das zuständige
norwegische Ministerium zunächst mit dem Einge-
ständnis, die Statuten von NRK könnten „präziser
im Hinblick darauf sein, welche neuen Medienan-
gebote vom öffentlich-rechtlichen Auftrag abgedeckt
seien“. (64) Den wettbewerbsrechtlichen Ansatz von
ESA lehnte das Ministerium jedoch aus grundsätz-
lichen Erwägungen ab, stattdessen argumentierte
es für eine dynamischere Behandlung der Frage-
stellung: „Interaktivität, Fragmentierung, Nischen-
angebote und das Eingehen auf individuelle Be-
dürfnisse sind genau jene Aspekte, die neue Me-
diendienste von den traditionellen Medien unter-
scheiden (…) . Das neue Verhältnis zwischen Inhal-
teanbietern und Konsumenten bringt erhebliche
neue Möglichkeiten für die Medien, einschließlich
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, mit sich.“
(65) Aus Sicht des norwegischen Ministeriums kön-
nen die Beihilferegeln der Europäischen Union
nicht zu einer Blockierung des öffentlich-rechtli-
chen Auftrags im Angesicht der technologischen
und gesellschaftlichen Fortentwicklung führen. Die
technische Plattform für die Weiterverbreitung von
Inhalten ist aus dieser Sicht sekundär, entschei-
dend sei, dass der Umfang und die Bandbreite des
öffentlichen Auftrags für NRK eine Entwicklungs-
möglichkeit behalte. (66)

Im April 2006 erkannte die norwegische Regierung
in einer Stellungnahme an, dass es Bedarf für eine
explizitere Regulierung der Onlineaktivitäten des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks gäbe. Demnach müss-
ten auch die Angebote auf neuen Medienplattfor-
men den demokratischen, sozialen und kulturellen
Bedürfnissen der Bevölkerung dienen. (67) In der
Stellungnahme wurde jedoch gleichzeitig festge-
stellt, dass es auch künftig keine Verpflichtung zu
einer direkten Verknüpfung von Onlineangeboten
und traditionellen Rundfunkprogrammen geben
würde. (68) Im Mai 2007 legte die Regierung
schließlich den Entwurf eines Weißbuchs für die
Revision der Statuten von NRK vor. Es wurde ein-
geräumt, dass bislang die Rolle der neuen Internet-
angebote innerhalb des öffentlich-rechtlichen Auf-
trags nicht im Parlament diskutiert worden war
und die Entwicklung daher vor allem durch die
Prioritäten von NRK selbst vorgegeben worden sei.
(69) Das Ministerium schlug vor, die Unterschei-
dung zwischen den „Kernaktivitäten“ des Rund-
funks und seinen anderen Tätigkeiten aufzugeben
und damit die Internetangebote vom Status her
dem traditionellen Radio und Fernsehen gleichzu-
setzen. Alle „redaktionellen Aktivitäten“ im Online-
bereich sollten in den öffentlich-rechtlichen Auf-
trag einbezogen werden. Dies schließe sogar „user-
generated“ Material mit ein. (70) Potenzielle neue
Angebote sollten auf ihre Auswirkung auf den
Markt hin untersucht werden. Das norwegische
Parlament unterstützte diesen Ansatz der Regie-
rung und drückte seine Überzeugung aus, dass es
wichtig sei, dass „der NRK seinen Auftrag unab-
hängig von den jeweiligen technischen Plattfor-
men“ ausfüllen könne. (71) Der Beschwerdefall bei
der ESA ist noch nicht abgeschlossen.
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Mögliche Auswirkungen des Ansatzes der Europäischen
Union
Drei Tendenzen können im Ansatz der Europäischen
Kommission (wie auch analog in dem von ESA/
EFTA) identifiziert werden. Die erste Tendenz läuft
auf eine ergänzende Rolle des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks im Onlinebereich hinaus: Neue
Angebote in diesem Sektor sollten sich in der Re-
gel deutlich von denen existierender kommerziel-
ler Angebote unterscheiden. Öffentlich-rechtliche An-
gebote sollten nach Möglichkeit jene komplemen-
tieren, die der Markt bereitstellt oder bereitstellen
kann. Die zweite Tendenz betrifft die Analyse und
Bewertung einzelner öffentlich-rechtlicher Angebo-
te anstatt der Betrachtung umfassender Programm-
schemata oder -kanäle. Bei dieser Analyse kommt
es der Europäischen Kommission offenbar vor al-
lem auf eine Unterscheidung zwischen Angeboten
an, die „individuelle Bedürfnisse“ bedienen, und
jenen, die gesellschaftliche Bedürfnisse befriedigen.
Die dritte Tendenz betrifft die konkreten Funktio-
nen neuer Mediendienste. Im Falle des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks sollten diese vor allem eine
unterstützende Funktion für vorhandene Rundfunk-
programme haben, aber nicht eigenständig sein.
Offensichtlich wird hier eine höchst problematische
Akkumulation von Argumenten, die auf einer frag-
würdigen Basis beruhen und auf starken Wider-
spruch in den betroffenen Ländern gestoßen sind.
Die Europäische Kommission schien jedoch von
Anfang an entschlossen, sobald ein Argument in
die Diskussion eingeführt worden war, dieses auch
in den konkreten Beschwerdefällen einzusetzen.

Im Zusammenhang illustrieren diese drei Tenden-
zen den sich abzeichnenden wettbewerbsorientier-
ten Ansatz zur Regulierung öffentlich-rechtlicher
Onlineangebote. Die Forderung der Europäischen
Kommission nach einem „level playing field“, wel-
ches gleiche Bedingungen für alle Markteilnehmer
aufweist, zielt offensichtlich auf eine Veränderung
der Rolle der beteiligten öffentlich-rechtlichen In-
stitutionen. Die Politik der Kommission zielt da-
rauf ab, das „Spielfeld“ zu vergrößern, die infrage
stehenden Onlineaktivitäten dem Wettbewerbsrecht
zu unterwerfen und insgesamt dem kommerziellen
Wettbewerb einen breiteren Rahmen zu verschaf-
fen. In der Konsequenz bedeutet dies andererseits
auch, dass die Onlineaktivitäten des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks sich nicht automatisch im
Einklang mit technologischen und gesellschaftlichen
Veränderungen fortentwickeln sollen.

Dabei scheint es wichtig zu unterstreichen, dass
sich Kultur- und Medienpolitik auf der nationalen
Ebene und das Wettbewerbsrecht auf der interna-
tionalen Ebene nicht ausschließen müssen: Auch die
Europäische Union erkennt nach wie vor an, dass
ein Kommunikationsraum außerhalb des Marktes
existiert, der auf kultur- und gesellschaftspolitischen
Zielen aufbaut. Auch der Vertrag über die Europä-
ische Union enthält Passagen, die kulturpolitische
Zielsetzungen hervorheben. Allerdings tendiert die
Europäische Kommission dazu, dies vor allem auf
den Bereich der Hochkultur zu beziehen. (72) Auf
der anderen Seite zeigt vor allem das britische,

aber zu einem gewissen Grad auch das deutsche
Fallbeispiel, dass nationale Regelungen über den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, sofern sie den Sta-
tus seiner Onlineaktivitäten definieren, hierbei auch
wettbewerbsrechtliche Aspekte berücksichtigen.

Dies ist die Situation, aus der sich die gegen-
wärtig stattfindende Debatte über die Einführung
des so genannten Dreistufentests für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk in Deutschland und ähnliche
Arrangements in anderen europäischen Staaten
entwickelt haben. Wenn wir nun den Fokus stärker
auf die künftigen Herausforderungen für die Me-
dienregulierung richten, steht vor allem die Frage
im Mittelpunkt, inwieweit die gegenwärtig zu be-
obachtenden Weichenstellungen das Internet als ei-
genständige Plattform für die Verbreitung öffent-
lich-rechtlicher Medien anerkennen.

Zur zukünftigen Rolle des Rundfunkbegriffs
Vorläufig lassen sich die Ansätze in den drei hier
untersuchten Ländern in Bezug auf das Verhältnis
von Rundfunk und dem Internet mit folgenden
Stichworten beschreiben: der Rundfunk „expandiert“
(Norwegen), dem Rundfunk wird ein neuer Bereich
angegliedert (Deutschland), der Rundfunkbegriff
wird tendenziell aufgelöst (Großbritannien).

Im Falle Norwegens ist kennzeichnend, dass es au-
ßer dem Statut von 2004 keine umfassende Be-
schreibung der Aufgaben für den öffentlich-recht-
lichen Rundfunkveranstalter NRK gibt. Eine aktua-
lisierte Fassung dieses Auftrags ist überfällig, ins-
besondere angesichts der vielfältigen Erkundungen
von NRK im digitalen Mediensektor. Das erwähnte
Weißbuch enthielt den Entwurf eines so genannten
NRK-Manifestes, in welchem die Ziele der öffent-
lich-rechtlichen Angebote beschrieben wurden. In
der Version, die schließlich im März 2008 vom nor-
wegischen Parlament verabschiedet wurde, war
das Manifest in drei Säulen strukturiert. Demnach
sollen die öffentlich-rechtlichen Angebote von NRK
die Demokratie unterstützen und stärken, univer-
sell verfügbar sein, die Sprachen, Identität und
Kultur Norwegens stützen, hohe Qualität, Vielfalt
und Innovation anstreben sowie nicht kommerziell
sein. (73) Von zentraler Bedeutung ist, dass die
neuen Medienplattformen von Anfang an auf glei-
cher Ebene mit den traditionellen Bereichen Radio
und Fernsehen genannt werden: Das Manifest er-
wähnt explizit die Aktivitäten im Internet und ver-
langt von NRK, „auf allen wichtigen Medienplatt-
formen präsent zu sein und für diese neue Ange-
bote zu entwickeln, damit eine größtmögliche
Reichweite mit dem gesamten Programmangebot
erreicht werden kann“. (74)

Auf der einen Seite ermöglichen diese norwegi-
schen Gesetzesvorschläge eine Übertragung des öf-
fentlichen Auftrags auf andere Medien außerhalb
des Rundfunks. Andererseits werden inhaltliche An-
gebote auf diesen neuen Plattformen als Rundfunk
definiert. Insgesamt befasst sich das Manifest nur
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mit dem, was als öffentlich-rechtliche Rundfunk-
tätigkeit des NRK bezeichnet wird. Diese wird so-
gar definiert als „sowohl traditionelle Programm-
aktivitäten als auch in der Form neuer Medien-
dienste“. (75) Auch „herunterladbare Onlineangebo-
te“ sind ausdrücklich mit eingeschlossen. (76) Das
Beharren auf „Rundfunk“ als alles umfassendem,
übergreifendem Konzept hat teilweise auch para-
doxe Konsequenzen. Eine ganze Reihe von Angebo-
ten des NRK – von textbasierten Onlinenachrichten
über Diskussionsforen im Internet bis hin zu Wet-
tervorhersagen auf Mobiltelefonen – sind nach
dem Manifest Rundfunk, aber nicht Rundfunk
nach gültigem norwegischen Rundfunkgesetz. (77)
In diesem Sinne ist der norwegische Ansatz, neue
Dienste in das Rundfunkkonzept einzugliedern,
mehr Improvisation als Ergebnis gründlicher Über-
legung. 

In Deutschland bildet der Rundfunkstaatsvertrag die
rechtliche Grundlage für die Tätigkeit des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks. Seit dem Jahr 2007
heißt dieser „Staatsvertrag für Rundfunk und Tele-
medien“ und drückt damit auch formell aus, dass
sich diese Tätigkeit nicht mehr nur auf Rundfunk
beschränkt, sondern alle Arten elektronischer In-
formation und Kommunikation, die nicht reine Te-
lekommunikation sind, umfasst. Gleichzeitig ist die-
ser Titel auch charakteristisch für den deutschen
Ansatz zur Regelung der Onlineaktivitäten des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks, in dem die Teleme-
dien als eine Ergänzung des Kernbereichs von Ra-
dio und Fernsehen erscheinen. Von Beginn an wur-
den die Onlineaktivitäten des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks in Deutschland als „programmbeglei-
tend“ definiert, um damit zu signalisieren, dass das
Internet kein gleichgewichtiger Verbreitungsweg
neben dem traditionellen Rundfunk ist. Aus der
Perspektive der deutschen Regulierung hatte das
Internet bisher eher eine unterstützende Rolle, ähn-
lich der einer Programmzeitschrift. Auch wenn in
der aktuellsten Version des Rundfunkstaatsvertrags
die gewachsene Rolle des Internets in der Medien-
landschaft insofern registriert wird, als die Teleme-
dien erheblich umfangreicher und detaillierter ge-
regelt werden, bleibt im Grunde deren ergänzende
Funktion gegenüber dem traditionellen Rundfunk
erhalten. (78)

Der deutsche Ansatz, Telemedien, darunter vor al-
lem das Internet, in erster Linie als eine Addition
zum traditionellen Kernbereich des Rundfunks an-
zusehen, führt gleichzeitig zu einer (bewussten) Li-
mitierung des öffentlich-rechtlichen Potenzials auf
den neuen Plattformen. Hierdurch wird eine Ver-
wässerung des Rundfunkbegriffs, wie er durchaus
beim norwegischen Ansatz zu konstatieren ist, ver-
mieden. Die deutsche Lösung im aktuellen Rund-
funkstaatsvertrag behält die zentrale Position des
Rundfunkbegriffs bei, während Möglichkeiten zu
Initiativen auf den neuen Plattformen geschaffen
werden, allerdings unter erheblichen Einschränkun-

gen. Dies ist ein pragmatischer Ansatz, der eine
grundsätzliche Neubestimmung des öffentlich-recht-
lichen Auftrags über den Kernbereich des Rund-
funks hinaus vermeidet. Dies veranschaulicht auch,
wie die Medienpolitik versucht, mit den raschen
Fortentwicklungen Schritt zu halten. In dem Maße,
wie sich die neuen Technologien, neue Angebots-
strukturen und verändertes Mediennutzungsverhal-
ten verfestigen, wird dieser Ansatz auf längere Sicht
kaum haltbar sein.

Die rechtliche Grundlage für die BBC in Großbritan-
nien bildet die so genannte Royal Charter, die alle
zehn Jahre erneuert wird. Die zurzeit gültige Royal
Charter trat im Januar 2007 in Kraft. (79) Sie defi-
niert als öffentlichen Auftrag der BBC insgesamt
fünf verschiedene Aufgaben: die Stärkung der Zi-
vilgesellschaft, die Förderung von Bildung und Ler-
nen, die Stimulierung von Kreativität und kulturel-
ler Leistung, die Repräsentation der verschiedenen
Nationen, Regionen und Gemeinschaften Großbri-
tanniens sowie Großbritannien der Welt nahe zu
bringen und umgekehrt. Um dies zu erreichen, soll
die BBC der Öffentlichkeit dabei helfen, sich die
Vorteile der neuen Kommunikationstechnologien
zunutze zu machen. Explizit hält die Royal Charter
fest, dass die Inhalte der BBC durch „Fernsehen,
Radio und Onlinedienste“ verbreitet werden sollen.
(80) Die Royal Charter enthält an dieser Stelle so-
gar eine offene Klausel, die die Nutzung neuer
Technologien durch die BBC ermöglicht: Die Ver-
breitung von Inhalten soll auch ermöglicht werden
über „ähnliche oder vergleichbare Dienste, die den
Output allgemein verfügbar machen, sei es in For-
men oder über technische Mittel, die von der BBC
bisher noch nicht eingesetzt wurden oder die noch
zu entwickeln sind“ (81)

Verglichen mit den beiden anderen untersuchten
Ländern ragt der britische Regulierungsansatz min-
destens in zweierlei Hinsicht heraus: erstens durch
die Festlegung von fünf übergreifenden Aufgaben,
die die BBC zu erfüllen hat. Diese bilden den Kern
der Legitimation der BBC. Auffällig ist, dass diese
Aufgaben an keine spezifischen Medien oder Ver-
breitungskanäle gebunden sind. Auf diese eher „tech-
nischen“ Aspekte wird in einem separaten Artikel
eingegangen. Hier liegt die zweite Besonderheit
des britischen Ansatzes im Vergleich zu den ande-
ren beiden Fallbeispielen. Die Royal Charter stellt
Online nicht nur explizit auf die gleiche Ebene wie
Radio und Fernsehen, sondern ergänzt dieses noch
mit einer Formulierung, die der BBC grundsätzlich
die Nutzung zukünftiger Technologien ermöglicht.
Im Gegensatz zu den Beispielen in Deutschland
und Norwegen versuchte die britische Regulierung
nicht, die neuen Verbreitungsmöglichkeiten und
Angebotsformen an den Rundfunkbegriff anzukop-
peln oder ihn unter diesen zu subsumieren, son-
dern sie formulierte stattdessen einen plattform-
neutralen Ansatz. Damit geht Großbritannien ein-
deutig am weitesten in der Auflösung des Rund-
funkbegriffs als Kern des öffentlich-rechtlichen Auf-
trags. Einmal mehr erweist sich damit der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk in Großbritannien als Pio-
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nier. Die Institution der BBC wird zwar weiterhin
als Rundfunkunternehmen bezeichnet und die Royal
Charter erwähnt Rundfunk neben anderen „neue-
ren Technologien“, um die Mittel zur Erfüllung sei-
nes Auftrags zu beschreiben. Die Tendenz geht
jedoch offensichtlich dahin, den öffentlich-recht-
lichen Auftrag von der Bindung an eine bestimmte
Technologie bzw. Verbreitungsplattform zu lösen.

Fazit
Ohne Zweifel sind die rechtlichen Dokumente, die
hier zur Illustration der drei verschiedenen Ansätze
herangezogen wurden, auf unterschiedlichen Ebe-
nen angesiedelt und haben einen unterschiedlichen
Status. Der Rundfunkstaatsvertrag in Deutschland
wird in relativ kurzen Abständen erneuert. Dadurch
lässt sich unter anderem erklären, dass die Grund-
lagen des öffentlich-rechtlichen Sektors in Deutsch-
land eher stufenweise und graduell an neue Bedin-
gungen angepasst werden, anders als das Manifest
des norwegischen NRK oder die Royal Charter für
die BBC. Dies unterstreicht auch einen allgemei-
nen Punkt, der bei einem länderübergreifenden Ver-
gleich zu beachten ist: Wie die Geschichte des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks insgesamt ist auch
die Entwicklung der Onlineaktivitäten der betref-
fenden Institutionen nur verständlich unter Berück-
sichtigung der spezifischen Kontexte. Obwohl sie
ungefähr zur gleichen Zeit an den Start gingen,
entwickelten sich die Onlineangebote von BBC,
NRK, ARD und ZDF recht schnell in unterschied-
liche Richtungen, je nach den nationalen Voraus-
setzungen. Der BBC wurde von der britischen Me-
dienpolitik explizit eine explorative Rolle in den
neuen digitalen Medien einschließlich des Internets
zugewiesen, die neuen Dienste waren damit auto-
matisch Teil des öffentlich-rechtlichen Auftrags.
Der NRK in Norwegen verfolgte eine ähnliche Stra-
tegie, allerdings auf einer erheblich unklareren
rechtlichen Basis. Die deutschen Rundfunkanstal-
ten verfolgten von Beginn an weniger ambitionier-
te Onlineansätze, die offensichtlich begrenzt wur-
den durch entsprechende regulative Vorgaben und
medienpolitische Rücksichtnahmen.

Auch angesichts eines gemeinsamen, vor allem an
wettbewerbsrechtlichen Kriterien orientierten euro-
päischen Rahmens blieben die nationalen Ansätze
bisher unterscheidbar. Die Europäische Kommission
übt zwar Druck auf die nationalen Gesetzgeber
aus, die Onlineaktivitäten öffentlich-rechtlicher An-
bieter in dreierlei Hinsicht zu beschränken: Sie sol-
len in erster Linie ergänzen, was der Markt bereits
bietet, sie sollen einzeln und nicht in ihrem Ge-
samtzusammenhang bewertet werden, ihr direkter
Bezug zu traditionellen Rundfunkprogrammen soll
klar erkennbar sein. Allerdings variieren die Kon-
sequenzen dieser Anforderungen für die nationalen
Regelungen. In einigen Fällen, so in Großbritannien,
weichen die nationalen Regeln nicht erheblich von
der Perspektive der Europäischen Kommission ab.
Im Fall Deutschlands hat die Intervention der EU
zu einer Neuformulierung und Ausdifferenzierung
der Regeln für die Onlineaktivitäten von ARD und
ZDF geführt, die in starkem Maße Rücksicht auf

wettbewerbsrechtliche Aspekte nimmt. In Norwegen
wurde dagegen auf vergleichbare Beschwerden im
Rahmen des EFTA-Verbunds zwar mit einer Präzi-
sierung des rechtlichen Rahmens von NRK rea-
giert, das Ergebnis ist aber bislang weit weniger
einschränkend für die Aktivitäten des NRK als dies
für seine deutschen Schwesterunternehmen der
Fall ist.

Sowohl das norwegische als auch das deutsche
Modell belassen den Rundfunk in seiner zentralen
Position für den öffentlich-rechtlichen Auftrag. Die
unterschiedlichen nationalen Bedingungen des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks erlauben es nicht,
das britische Modell ungefiltert auf andere Länder
zu übertragen. Es ist aber dennoch von großer Be-
deutung über die britischen Grenzen hinaus, da es
in sehr viel konsequenterer Form die Schlussfolge-
rungen aus den einschneidenden Veränderungen
in der gesamten Medienlandschaft zieht. Es stellt
neue Medienplattformen grundsätzlich mit dem tra-
ditionellen Rundfunk gleich und schreibt den öf-
fentlichen Auftrag grundsätzlich auch für noch nicht
bekannte zukünftige technische Möglichkeiten fort.
Damit tritt notwendigerweise das Knappheitsargu-
ment als einer der traditionell wichtigen Pfeiler der
Legitimation von öffentlich-rechtlichem Rundfunk
zurück. In Großbritannien wurde dies dadurch aus-
geglichen, dass der BBC eine zentrale Rolle in der
gesamten Entwicklung hin zu einer digitalen Me-
dienlandschaft zugewiesen wurde.

In Deutschland hat man sich bisher für eine eher
restriktive Vorgehensweise entschieden, die auch
sehr viele Regelungen im Detail umfasst. Auf län-
gere Sicht könnte sich dieser Ansatz angesichts der
raschen Veränderungen in den digitalen Märkten
als nicht haltbar erweisen. Es bleibt die Herausfor-
derung für die Medienpolitik bestehen, die Aufga-
ben und Pflichten öffentlich-rechtlicher Medien in
der digitalen Ära zu definieren. Ein Ansatz könnte
darin bestehen, öffentlich-rechtliche Medien als Teil
eines freien öffentlichen Kommunikationsraums,
einer „digitalen Allmende“ zu sehen, der sowohl
die traditionellen Medien als auch die neuen Platt-
formen umfasst.
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